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Amtsblatt 
für den Kreis Soest 

  

 

13. Jahrgang Soest, 3. Mai 2023 Nummer 07 
    

Öffentliche Bekanntmachung 
 

Haushaltssatzung des Kreises Soest 
für das Haushaltsjahr 2023 

 
 

I. Haushaltssatzung 
 
Aufgrund der §§ 53 ff. der Kreisordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 646), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 13.04.2022 (GV. NRW. S. 490) in Verbindung mit den §§ 78 ff. der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 
666), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 13.04.2022 (GV. NRW. S. 490) hat der 
Kreistag des Kreises Soest mit Beschluss vom 30.03.2023 folgende Haushaltssatzung erlassen: 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2023, der die für die Erfüllung der Aufgaben des Kreises 
voraussichtlich erzielbaren Erträge und entstehenden Aufwendungen sowie eingehenden Einzah-
lungen und zu leistenden Auszahlungen und notwendigen Verpflichtungsermächtigungen enthält, 
wird 
 
 2023 
im Ergebnisplan mit  

dem Gesamtbetrag der Erträge auf 
dem Gesamtbetrag der Aufwendungen auf 
 

546.200.455 EUR 
550.407.654 EUR 

im Finanzplan mit  
dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der laufenden Ver-
waltungstätigkeit auf 
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der laufenden Ver-
waltungstätigkeit auf 
 

 
525.816.353 EUR 

 
527.536.119 EUR 

dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der Investitionstätig-
keit auf 

 
5.480.192 EUR 
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dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der Investitionstätig-
keit auf 
 

56.363.649 EUR 

dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der Finanzierungstä-
tigkeit auf 
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der Finanzierungstä-
tigkeit auf 

 
51.049.829 EUR 

 
2.223.807 EUR 

 
festgesetzt. 

 
§ 2 

 
Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme für Investitionen erforderlich ist, wird auf 
 

41.048.957 EUR 
 
festgesetzt. 
 

§ 3 
 
Die in der mittelfristigen Finanzplanung für das Jahr 2024 veranschlagten investiven Auszahlungen 
(ohne Auszahlungen für den Erwerb von Finanzanlagen) werden insgesamt zu Verpflichtungser-
mächtigungen erklärt. Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigung wird insofern auf  
 

21.478.040 EUR 
 
festgesetzt. 
 

§ 4 
 
Die Inanspruchnahme der Ausgleichsrücklage aufgrund des voraussichtlichen Jahresergebnis-
ses im Ergebnisplan 2023 wird auf 
 

4.207.199 EUR 
 
festgesetzt. 
 

§ 5 
 
Der Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditätssicherung in Anspruch genommen werden dürfen, 
wird auf 
 

10.000.000 EUR 
 
festgesetzt. 
 

§ 6 
 
(1) Der Hebesatz der allgemeinen Kreisumlage (Grundlast) wird gem. § 56 Abs. 1 KrO NRW nach 

den für das Haushaltsjahr 2023 geltenden Umlagegrundlagen auf 
 

34,98 % 
 
festgesetzt. 
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(2) Für die Finanzierung der vom Kreis Soest wahrgenommenen Aufgaben des Jugendamtes wird 

für die Städte und Gemeinden ohne eigenes Jugendamt gemäß § 56 Abs. 5 KrO NRW eine 
Mehrbelastung zur Kreisumlage nach den für das Haushaltsjahr 2023 geltenden Umlagegrund-
lagen von 
 

25,55 % 
 

festgesetzt. Die Endabrechnung der Jugendamtsumlage 2021 ist darin nicht enthalten, sie wird 
vereinbarungsgemäß mit den Städten und Gemeinden ohne eigenes Jugendamt gesondert ab-
gerechnet. 

 
(3) Die Umlagen sind in monatlichen Teilbeträgen von 1/12 jeweils zum 15. eines jeden Monats 

fällig. Erfolgt die Wertstellung der Zahlung nicht am Fälligkeitstag, werden Verzugszinsen in 
Höhe von 5 % über dem jeweiligen Basiszinssatz nach § 247 des Bürgerlichen Gesetzbuches 
(BGB) für die ausstehenden Beträge erhoben. 

 
§ 7 

 
Zur Finanzierung der Clarenbachschule im Produkt 03.40.10 wird eine Erstattung in Höhe der 
durch andere Erträge nicht gedeckten Aufwendungen nach den von den Gemeinden Bad Sassen-
dorf, Ense, Lippetal, Möhnesee, Soest, Welver, Wickede (Ruhr) und Werl entsandten Schülerinnen 
und Schülern von diesen Gemeinden erhoben. 
Die auf die einzelnen Schülerinnen und Schüler entfallenden Erstattungsbeträge 2023 werden er-
rechnet, indem im Produkt 03.40.10 die durch Erträge nicht gedeckten Ist-Aufwendungen durch die 
Zahl der die Clarenbachschule am 15.10.2021 besuchenden Schülerinnen und Schüler dividiert wer-
den.  
 

§ 8 
 
Die Wertgrenze für die Einzelausweisung von Investitionsmaßnahmen im Teilfinanzplan gemäß § 
41 Abs. 1 Buchstabe h GO NRW in Verbindung mit § 4 Abs. 4 KomHVO NRW wird auf 
 

50.000 EUR 
 
(Summe des Saldos aus Einzahlungen und Auszahlungen je Maßnahme und Jahr) festgesetzt. 
 

§ 9 
 
Zuständigkeit für über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen 
 
1. Kämmerin 
 
1.1 Überplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen 
 
Über die Leistung unabweisbarer überplanmäßiger Aufwendungen und Auszahlungen entscheidet 
gemäß § 53 Abs. 1 KrO NRW in Verbindung mit § 83 Abs. 1 Satz 3 GO NRW die Kreiskämmerin, 
wenn 
 
a) die Mehraufwendungen keine Auszahlungen auslösen, 
 
b) die Mehraufwendungen und Mehrauszahlungen aufgrund gesetzlicher, vertraglicher oder ta-

rifvertraglicher Vorschriften eine Überschreitung des Aufwendungsansatzes und Auszah-
lungsansatzes bei den Abteilungsbudgets (zusammenfasste Produktbudgets einer Abtei-
lung) von nicht mehr als 10 v. H. zur Folge hat, 
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c) die Mehraufwendungen im Übrigen bei den Abteilungsbudgets und Mehrauszahlungen je-

weils nicht mehr als 50.000 EUR betragen, 
 
d) die Mehraufwendungen auf innere Verrechnungen zurückzuführen sind oder 
 
e) die Mehraufwendungen und Mehrauszahlungen zur Verwendung zweckbestimmter Erträge 

und Einzahlungen erforderlich werden. 
 
 
1.2 Außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen 
 
Über die Leistung unabweisbarer außerplanmäßiger Aufwendungen und Auszahlungen entscheidet 
gemäß § 53 Abs. 1 KrO NRW in Verbindung mit § 83 Abs. 1 Satz 3 GO NRW die Kreiskämmerin, 
wenn 
 
a) die Mehraufwendungen keine Auszahlungen auslösen, 
 
b) die Mehraufwendungen aufgrund gesetzlicher, vertraglicher oder tarifvertraglicher Vorschrif-

ten eine Überschreitung des Aufwendungsansatzes und Auszahlungsansatzes bei den Ab-
teilungsbudgets von nicht mehr als 10 v. H. zur Folge hat, 

 
c) die Mehraufwendungen im Übrigen bei den Abteilungsbudgets und Mehrauszahlungen je-

weils den Betrag von 30.000 EUR nicht übersteigen oder 
 
d) die Mehraufwendungen und Mehrauszahlungen zur Verwendung zweckbestimmter Erträge 

und Einzahlungen erforderlich werden. 
 
 
2. Kreistag 
 
Für über Ziffer 1 hinausgehende Haushaltsüberschreitungen ist gemäß § 53 Abs. 1 KrO NRW in 
Verbindung mit § 83 Abs. 2 GO NRW ein vorheriger Beschluss des Kreistages erforderlich. 
 

§ 10 
 

Ermächtigungsübertragungen 
 
Ermächtigungen für Aufwendungen und Auszahlungen können mit Zustimmung der Kämmerin über-
tragen werden. Werden Aufwendungen übertragen, bleiben sie bis zum Ende des folgenden Haus-
haltsjahres verfügbar. 
 
Ermächtigungen für investive Auszahlungen bleiben bis zur Fälligkeit der letzten Zahlung für ihren 
Zweck verfügbar. Werden Investitionsmaßnahmen im Haushaltsjahr der Planung nicht begonnen, 
bleiben die Ermächtigungen bis zum Ende des dem Haushaltsjahr folgenden Jahres verfügbar.  
 
Eine Aufstellung über die übertragenen Ermächtigungen wird der jeweiligen Jahresrechnung beige-
fügt und dem Kreistag zur Kenntnis gegeben. 
 

      § 11 
 
Soweit im Stellenplan der Vermerk „künftig wegfallend“ (kw) angebracht ist, dürfen freiwerdende 
Stellen dieser Besoldungsgruppe/ Entgeltgruppe nicht mehr besetzt werden. 
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Soweit im Stellenplan der Vermerk „künftig umzuwandeln“ (ku) angebracht ist, sind freiwerdende 
Stellen dieser Besoldungsgruppe in Stellen der angegebenen, niedrigeren Besoldungsgruppe oder 
in entsprechende vergleichbare Beschäftigtenstellen umzuwandeln. 
 
Sofern personalwirtschaftlich erforderlich kann gem. § 78 Abs. 2 Satz 2 GO innerhalb eines Haus-
haltsjahres davon abgewichen werden, Beamte auf ausgewiesenen Beamtenstellen und Beschäf-
tigte auf ausgewiesenen Beschäftigtenstellen zu führen, vorausgesetzt, es handelt sich um ver-
gleichbare Besoldungs-/ Entgeltgruppen. 
 
 

II. Bekanntmachung der Haushaltsatzung 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung mit ihren Anlagen für das Haushaltsjahr 2023 wird hiermit öffent-
lich bekannt gemacht. Die Haushaltssatzung mit ihren Anlagen ist gemäß § 53 Abs. 1 KrO in Ver-
bindung mit § 80 Abs. 5 GO der Bezirksregierung Arnsberg mit Schreiben vom 31. März 2023 an-
gezeigt worden. 

Die Festsetzung der Hebesätze der allgemeinen Kreisumlage wurde durch Verfügung der Bezirks-
regierung Arnsberg vom 25. April 2023 genehmigt. 

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Kreis-
ordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (KrO NRW) und der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres 
seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 
nicht durchgeführt, 

b) die Satzung oder die sonstige ortsrechtliche Bestimmung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 
bekannt gemacht worden, 

c) die Landrätin hat den Kreistagsbeschluss vorher beanstandet oder 

d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber dem Kreis Soest vorher gerügt und dabei die 
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

Die Haushaltssatzung mit ihren Anlagen liegt zur Einsichtnahme ab sofort bis zum Ende der Ausle-
gungsfrist des Jahresabschlusses für das Haushaltsjahr 2023 gem. § 96 Abs. 2 GO während der 
Dienststunden im Bürgerservice des Kreises Soest, Hoher Weg 1-3, 59494 Soest, öffentlich aus. 
 
Soest, 02.05.2023 
 
 
Gez. Eva Irrgang 
Landrätin 
 


